Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1924 Nr. 60. 


(Mr. 12919.) Verordnung über die Aufwertung von Anſprüchen aus Pfandbriefen und Schuldver⸗ 
ſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten und von Landeskulturrenten⸗ 
banken. Vom 15. November 1924. 


Auf Grund der §§ 30 und 31 des Artikels II der Dritten Verordnung der Reichsregierung vom 15. Auguſt 
1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 682) und des § 1 Abſ. 4 der Zweiten Verordnung der Reichsregierung vom 
24. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 561) zur Durchführung des Artikels I der Dritten Steuernotverordnung 
vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 74) wird verordnet: 


5 8 
Für die Aufwertung von Anſprüchen aus Pfandbriefen und anderen Schuldverſchreibungen landſchaft⸗ 
licher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, ſoweit den Gläubigern an der den Pfandbriefen und Schuldverſchrei⸗ 
bungen zugrunde liegenden Deckung ein Pfandrecht oder ein Recht auf vorzugsweiſe oder ausſchließliche Be⸗ 
friedigung nicht zuſteht, gelten die nachſtehenden Vorſchriften. 5 


5 8 2. Air 

(1) Es wird eine Teilungsmaſſe gebildet. Hat eine landſchaftliche (ritterſchaftliche) Kreditanſtalt mehrere 
Arten von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen ausgegeben, fo kann fie mit Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde für jede Art von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen oder für Gruppen von Pfaudbriefen 
oder Schuldverſchreibungen beſondere Teilungsmaſſen bilden. 

(2) Die Teilungsmaſſe beſteht aus: 

a) den Hypotheken und Forderungen, welche am 13. Februar 1924 als Deckung für die aufge⸗ 
werteten Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen vorhanden waren und beim Inkrafttreten dieſer 
Verordnung noch vorhanden find; ſoweit fie zu dieſem Zeitpunkte nicht mehr vorhanden find, 
iſt der der Kreditanſtalt zugefloſſene Gegenwert der Teilungsmaſſe zuzuführen, es ſei denn, daß 
ein dieſem Gegenwert entſprechender Betrag von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen aus 
dem Verkehr gezogen worden ift; 

b) den nach den Satzungen der Kreditanſtalt der Sicherung von Anſprüchen aus Pfandbriefen und 
Schuldverſchreibungen dienenden Sicherheitsfonds, ſoweit fie nicht aus Pfandbriefen oder Schuld⸗ 
verſchreibungen der Kreditanſtalt beſtehen; 

e) den erſatzweiſe der Deckung zugeführten Beträgen. 

(3) Die Teilungsmaſſe wird gleichmäßig unter die Gläubiger im Verhältnis der nach Maßgabe des 
§ 4 Abſ. 2 der Dritten Steuernotverordnung in Verbindung mit § 1 der Erſten Verordnung der Reichsregierung 
vom 1. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 430) zur Durchführung des Artikels I der Dritten Steuernotver⸗ 
ordnung und § 14 dieſer Verordnung feſtzuſtellenden Goldmarkbeträge ihrer Anſprüche verteilt. 5 


8 3. 


In die Teilungsmaſſe fließen: 
a) die Erträge aus den im §2 bezeichneten Werten; 
b) ſämtliche zur Tilgung der Anlagen (§ 2 Abſ. 2 a) eingehenden Leiſtungen, mit Ausnahme der auf 
Grund des § 9 Satz 2 eingelieferten Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen 
e) die durch die Anlegung der Teilungsmaſſe gewonnenen Erträge. 
Geſetzſaammlung 1924. (Nr. 12919.) 


Ausgegeben zu Berlin den 2. Dezember 1924. ns 


man 


84. 

(1) Die Teilungsmaſſe iſt von der Kreditanftalt geſondert von ihrem ſonſtigen Vermögen zu verwalten. 
Geldbeträge ſind bis zu ihrer Ausſchüttung verzinslich anzulegen. Die Aufſichtsbehörde kann die anderweite 
Anlegung der Teilungsmaſſe geſtatten. 

(2) Von dem Inkrafttreten dieſer Verordnung an finden die Satzungsvorſchriften über 8 

a) die Deckung der Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen durch einen gleich hohen Betrag von 
Hypotheken oder Darlehen und die darüber auszuſtellenden amtlichen Beſcheinigungen und Er⸗ 
klärungen, auch ſoweit ſie für Eintragungen und Löſchungen im Grundbuche von Bedeutung ſind, 

b) die Eintragung der Deckung in Regiſter oder Bücher, 

c) die Kündigung von Pfandbriefen, 

d) die Tilgungsfonds 

in Anſehung der aufgewerteten Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen ſowie der Teilungsmaſſe keine An- 
wendung. Das gleiche kann von den Direktionen der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten mit 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde hinſichtlich anderer Satzungsvorſchriften beſtimmt werden, welche mit der 
Durchführung des Verteilungsverfahrens nicht in Einklang ſtehen. 

(3) Von dem Inkrafttreten dieſer Verordnung an finden Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in die 
Teilungsmaſſe nicht ſtatt. 5 


85 | 

(1) Bei den Hypotheken und Forderungen (§ 2 Abſ. 2a) ift für die Berechnung ihres Goldmark 
betrags im Sinne des $ 2 Abf. 2 der Dritten Steuernotverordnung der Darlehnsreſt maßgebend, welcher 
nach der letzten Belegung des Tilgungsfonds vorhanden war; in Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen 
belegte Tilgungsguthaben ſind zum Nennbetrage vom Nennbetrage der Hypothek abzuziehen. 

(2) Bareinzahlungen und Einlieferungen von Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen zum Tilgungs⸗ 
fonds, die nach deſſen letzter Belegung vorbehaltlos angenommen worden ſind, ſind zu ihrem Goldmark⸗ 
betrage vom Goldmarkbetrage der Hypothek abzuziehen, und zwar Bareinzahlungen zu ihrem Goldmarkbetrage 
am Tage der Einzahlung, eingelieferte Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen zu ihrem nach $ 14 dieſer 
Verordnung ermittelten Goldmarkbetrage. Kann dieſer Goldmarkbetrag nicht mehr feſtgeſtellt werden, iſt 
der Goldmarkbetrag der Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen am Tage ihrer Einlieferung maßgebend. 

(8) Iſt eine Belegung des Tilgungsfonds in der Satzung nicht vorgeſchrieben oder nicht erfolgt, fo 
gilt die Vorſchrift des Abſ. 2 für alle Bareinzahlungen und Einlieferungen von Pfandbriefen oder Schuld⸗ 
verſchreibungen zum Tilgungsfonds, die nach dem 31. Dezember 1917 erfolgt find. 


§ 6. . 
5 Für die Hypotheken des § 2 Abſ. 2a und die durch die Hypotheken geſicherten Forderungen iſt als Tag 
des Erwerbes im Sinne des § 2 Abf. 2 der Dritten Steuernotverordnung, wenn der nach bürgerlichem Rechte 
maßgebende Tag des Erwerbes nicht mit Sicherheit zu ermitteln iſt, der Tag maßgebend, welchen die Satzung 
der Kreditanſtalt beſtimmt. 


8 7. 
(1) Zwiſchen der Kreditanftalt und dem Schuldner kann vereinbart oder durch die Satzung der Kredit⸗ 
anſtalt beſtimmt werden, daß 
a) ein höherer als der vereinbarte Tilgungsbeitrag zu leiſten iſt, 8 
b) die Hypothek oder Forderung unter Aufhebung des Tilgungsplans in eine durch beſtimmte 
Zahlungen zu tilgende Hypothek oder Forderung umgewandelt wird. 

(2) In jedem Falle, auch in den Fällen des Abſ. 1, iſt die Hypothek oder Forderung am 1. Januar 1932 
fällig, falls nicht durch die Satzung der Kreditanſtalt allgemein oder für beſtimmte Fälle ein ſpäterer Zeitpunkt 
feſtgeſetzt wird. 8 8 

Vereinbarungen über die Aufwertung der im § 2 bezeichneten Werte oder Grundſätze für ſolche Verein- 


barungen bedürfen der Zuſtimmung der Auffichtsbehörde. Den Gläubigern ſteht wegen folcher Vereinbarungen 
gegen die Kreditanſtalt ein Schadenserſatzanſpruch nicht zu. 


§ 9. 
Soweit der Schuldner nach der Satzung der Kreditanſtalt berechtigt oder verpflichtet iſt, das Darlehen 
in Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen zurückzuzahlen, kann jede Partei verlangen, daß der aufgewertete 
Betrag in bar zu leiſten iſt. Wenn das Darlehen in Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen zurückgezahlt 


711 


wird, müſſen die vom Schuldner eingelieferten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen denjenigen, in welchen 
das Darlehen gewährt oder durch deren Veräußerung das Bardarlehen beſchafft worden iſt, nach der Entſcheidung 
der Direktion der Kreditanſtalt gleichwertig ſein. 


Die gemäß § 5 Abſ. 2 Satz 3 der Dritten Steuernotverordnung geſchuldeten Zinſen ſind, ſolange der 
Zinsſatz weniger als 4 v. H. beträgt, jährlich, und zwar am 1. Juli eines jeden Jahres, zu entrichten. 


SAT. 
Die Kreditanſtalt iſt berechtigt, von allen in die Teilungsmaſſe fließenden Eingängen vorweg 10 vom 
Hundert als Verwaltungskoſtenbeitrag in Anſpruch zu nehmen. 


812. 

(1) Bei der Verteilung werden auch ſolche Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen berückſichtigt, die 
gekündigt oder ausgeloſt, aber nicht präkludiert worden ſind. Dies gilt auch dann, wenn die Pfandbriefe 
und Schuldverſchreibungen infolge der Kündigung oder Ausloſung in den Beſitz der Kreditanſtalt zurück⸗ 
gelangt ſind, ohne daß der Inhaber ſeinen Aufwertungsanſpruch verloren hat. 8 

(2) Für präkludierte Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen, welche zu einem Zeitpunkte nach dem 
31. Dezember 1922 gekündigt worden find, kann durch die Satzung der Kreditanſtalt beſtimmt werden, daß 
und unter welchen Vorausſetzungen ſie bei der Verteilung zu berückſichtigen ſind. 


813. 
Zinsſcheine der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen werden nicht eingelöſt. Neue Zinsſcheine werden 
nicht ausgegeben. J 14 


a 8 

Für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen gilt als Aus⸗ 
gabetag im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Dritten Steuernotverordnung der Tag der Deckungsbeſcheinigung des 
Syndikus der Kreditanſtalt. Bei der Landſchaft der Provinz Sachſen, der Pommerſchen und der Neuen 
Pommerſchen Landſchaft, der Landſchaft der Provinz Weſtfalen ſowie bei dem Bremenſchen ritterſchaftlichen 
Kreditverein gilt als Ausgabetag der Ausſtellungstag des Pfandbriefs oder der Schuldverſchreibung, bei 
der Schleſiſchen Landſchaft, dem Landſchaftlichen Kreditverbande für die Provinz Schleswig⸗Holſtein, dem 
Kalenberg⸗Göttingen⸗Grubenhagen-Hildesheimſchen ritterſchaftlichen Kreditverein und dem ritterſchaftlichen 
Kreditinſtitute für das Fürſtentum Lüneburg der Tag der Eintragung der Pfandbriefe oder Schuldver⸗ 
ſchreibungen in die hierfür beſtimmten Regiſter oder Bücher. 3 


19: 

Die von der Kreditanftalt mit verfügbaren Dal angekauften oder als Verwaltungskoſtenbeitrag ver⸗ 
einnahmten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen nehmen an der Verteilung teil. Pfandbriefe oder Schuld⸗ 
verſchreibungen der Sicherheitsfonds und die zur Ablöſung eines Darlehens eingelieferten Pfandbriefe oder 
Schuldverſchreibungen nehmen an der Verteilung nicht teil. f 


$ 16. 

Mit der Verteilung der Teilungsmaſſe ift zu beginnen, ſobald nach der Entſcheidung der Aufſichts⸗ 
behörde hinreichend bare Maſſe vorhanden iſt. Teilzahlungen aus der Teilungsmaſſe können, wenn ſolche 
beſchloſſen werden, nur gegen Vorlegung der Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen, Schlußzahlungen nur 
gegen deren Einlieferung verlangt werden. 9 17 


(1) Von der nach § 18 Abſ. 1 dieſer Verordnung zuſtändigen Aufwertungsſtelle iſt auf Antrag der 
en % Zeitpunkt feſtzuſtellen, in welchem ſämkliche Erträge und Leiſtungen (§ 3) der Teilungsmaſſe 
zugefloſſen ſind. u . : 

(2) Erläßt die Kreditanſtalt zum Abſchluſſe des Verteilungsverfahrens nach dem im Abſ. 1 genannten 
Jeitpunkt eine dreimalige Aufforderung im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger an 
die Gläubiger, ihre Anſprüche anzumelden und die Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen zur Geltend⸗ 
machung ihrer Rechte vorzulegen, ſo kann ſie den Anteil, der auf die bis zum Ablaufe von drei Monaten 
nach der letzten Veröffentlichung nicht eingereichten Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen entfällt, hinter. 
legen, ſofern nicht innerhalb der Friſt der Antrag auf Einleitung eines Aufgebotsverfahrens oder auf 
Zahlungsſperre nachgewieſen iſt. 5 i 


— 746 — 
(3) Im Falle des § 12 Abſ. 1 Satz 2 iſt die Kreditanſtalt zur Hinterlegung nur befugt, wenn der 


Gläubiger die Anmeldung ſeines Anſpruchs innerhalb der Friſt unterlaſſen hat. 
(4) In der Aufforderung ift auf die Folgen der Nichteinhaltung der Friſt hinzuweiſen. 


§ 18. 

(1) Aufwertungsſtelle für die im § 1 genannten Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen iſt der Ober⸗ 
präſident, in deſſen Bezirk die oberſte Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt ihren Sitz hat, für die Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaften der Regierungspräſident des Regierungsbezirks Weſtpreußen. 

(2) Aufwertungsſtelle für die im § 2 bezeichneten Werte iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirk die 
oberſte Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt ihren Sitz hat. 


§ 19. 

Soweit nach dieſer Verordnung die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle begründet iſt, finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 9 Abſ. 3 bis 6 der Dritten Steuernotverordnung ſowie der Zweiten Verordnung zur Durch⸗ 
führung des Artikels I der Dritten Steuernotverordnung vom 24. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 561) 
entſprechende Anwendung. A 

0. 


8 
Die Zwangsvollſtreckungsrechte der Kreditanſtalten gelten auch für die ſich aus der Aufwertung und 
dieſer Verordnung ergebenden Verpflichtungen der Schuldner. N 


N 5 Sr ek 

(.) Auf die Pfandbriefe der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten, bei denen den Gläubigern 
an der den Pfandbriefen zugrunde liegenden Deckung ein Pfandrecht oder ein Recht auf vorzugsweiſe oder 
ausſchließliche Befriedigung zuſteht, finden die Vorſchriften der SS 7 Abſ. 2, 16 Satz 2, 17, 18, 19 und 20 


dieſer Verordnung entſprechende Anwendung. 


2) Die Direktion der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten kann mit Genehmigung der 


Aufſichtsbehörde beſtimmen, daß Satzungsborſchriften, welche mit der Durchführung des Verteilungsverfahrens 


nicht im Einklang ftehen, in Anſehung der aufgewerteten Pfandbriefe im Sinne des Abſ. 1 ſowie der Teilungs⸗ 
maſſe keine Anwendung finden. f 

(3) Wenn nach der Satzung der Kreditanſtalt Pfandbriefe im Sinne des Abſ. 1 gekündigt werden, 
erhält der Inhaber des Pfandbriefes gegen deſſen Einlieferung eine Urkunde, welche an die Stelle des gemäß 
$ 16 Satz 2 bei Teil- und Schlußzahlungen aus der Teilungsmaſſe vorzulegenden Pfandbriefes tritt. 


; 22. 
(1) Für die Aufwertung der Anſprüche aus den von den Landeskulturrentenbanken ausgegebenen Schuld- 


verſchreibungen gelten die 88 2 bis 20 dieſer Verordnung entſprechend. 


(2) Für die Berechnung des Goldmarkbetrages der Schuldverſchreibungen gilt als Ausgabetag im Sinne 

des § 14 der Tag der Eintragung der Schuldverſchreibungen in die hierfür beſtimmten Regiſter oder Bücher. 
(3) Von dem Inkrafttreten dieſer Verordnung an finden die Vorſchriften der 88 6, 33, 36, 39, Al 

und 42 des Geſetzes, betreffend die Errichtung von Landeskulturrentenbanken, vom 13. Mai 1879 (Geſetzſamml. 
S. 367) in Anſehung der aufzuwertenden Schuldverſchreibungen ſowie der Teilungsmaſſe keine Anwendung. 
§ 23. ö 

Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 15. November 1924. 


Der Juſtizminiſter. Der Finanzminiſter. = Pa a! 


am Zehnhoff. v. Richter. Wendorff. 
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